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Bildungsministerin i m
Schlussspurt: Vier große Ge-
setze hat Anne Brasseur den
Abgeordneten noch kurz vor
den Wahlen zur Beratung und
Absti mmung vorgelegt. Be-
sondersihr Vorhaben, denLy-
zeen mehr Freiheit bei der Or-
ganisationdes Schulalltags zu
geben, wird von Lehrerge-
werkschaften und Elternver-
bänden heftig kritisiert. Ihr
Vorwurf: Trotz großer Worte
wie "Autonomie" und "Par-
tenariat" sei eineechte Mitbe-
sti mmung aller Akteure der
Schule nicht vorgesehen.
woxx: Frau Brasseur, Sie

habenbei Regierungsantritt
eine Bildungsoffensive ver-
sprochen. WashabenSieim
Rückblickerreicht?
Anne Brasseur: Sehr viel.

Zunächst hat sich, glaubeich,
dieEinstellungzur Schulever-
ändert. Das ist von unschätz-
barem Wert, denn sie lässt
sich nicht von oben verord-
nen. Aber auchin der konkre-
ten Schulpraxis verändert
sich viel. Nur ein kleines Bei-
spiel: Wir haben vor kurzem
das Deutsch-Schulbuch Mila
herausgegeben. Anhand einer
neuen Lehrmethode lernen
die Kinder lesen und schrei-
ben. Die ersten Erfahrungen
damit waren sehr positiv. Auf
legislativer Ebene haben wir
zudem drei große Gesetzes-
vorhabeninitiiert - das Basis-
schulgesetz, das Pri märschul-
gesetz, das denaltenText von
1912 ablöst unddamitfast ein
Jahrhundertwerk ist, die Re-
form der Berufsausbildung
und...
... das Gesetzzur Organi-

sation der hiesigen Lyzeen,
dessen ausdrückliches Ziel
die schulische Autonomie
ist. Was soll sie konkret
bringen?

Schulen sollen künftig
selbst Verantwortungfür ihre
interne Organisationüberneh-
men. Sokönnensie sich nicht
nur leichter den lokalen und
regionalen Gegebenheiten an-
passen, sondern auch den Er-
wartungen der jeweiligen Ak-
teure besser stellen. Im Rah-
men der Autonomie können
die Schulpartner gemein-
schaftlich entscheiden, wie
sie die nationalenVorgabenin
puncto Lehrprogramm, Eva-
luation oder Inhalt in die Pra-
xis umsetzen. Jede Schule be-
kommt zudem zehn Prozent
der Unterrichtsstunden zur
freien Verfügung und kann
selbst besti mmen, obes mehr
Sport, Kunst oder Tutorate
gebensoll.
Sie stärken die Position

der Direktion- was die Leh-
rergewerkschaften wiede-
rumscharf kritisieren. Das
angekündigte Partenariat
sei keinechtes, sagensie.
Grundsätzlich kannich die

Kritik nachvollziehen. Aber
partnerschaftlich heißt nicht,
dasseskeine Hierarchie mehr
gibt. Ich persönlich glaube
nicht an einer aufgefächer-
ten Schulleitung. Da ver-
schwimmt dieVerantwortung.
Die Person, die letztendlich
die Verantwortung trägt,
muss auch die Mittel haben,
dieseumzusetzen. Unddasist
ebendie Direktion.
Mit demGesetzwirdauch

der Conseil d'éducationein-
geführt. Dort sitzen alle Ak-
teurInnen der Schule an ei-
nem Tisch und beraten so
wichtige Fragen wie die
Schulcharta oder die pä-
dagogische Ausrichtung.
Trotzdem hat der Direktor
ein Vetorecht. Wer bestimmt
denn nun?

Normalerweise geschieht
dies i m Einvernehmen. Wenn
sichdieSchulpartner nicht ei-
nig sind, die Lehrer etwas an-
deres wollen als die Eltern
oder die Schüler, dann muss
der Direktor Kompromissesu-
chen. Wenn er aber keinen
Konsensfindet, muss er dafür
sorgenkönnen, dass dieSchu-
letrotzdemweiterläuft.
Die Lehrergewerkschaf-

ten befürchten, dass sie in
wichtigenFragenvonderDi-
rektion übergangen wer-
den. Sieforderndeshalbein
Informationsrecht.
Die Informationen bekom-

men sie - auch jetzt schon.
verstehe daher die ganze Auf-
regung nicht. Fragen Sie mal
die Direktoren, von denen
viele übrigens selbst in der
Gewerkschaft sind. Die Zu-
sammenarbeit klappt in den
meisten Fällen gut, und auch
der Informationsfluss ist ge-
sichert.
Die Lehrer sagen etwas

anderes.
Zurzeit wird der Entwurf

in der Parlamentskommission
besprochen, es werden noch
Ergänzungen eingebracht. Ich
kann nicht sagen, wie dieser
Punkt letztendlich aussehen
wird.
Auch die Eltern bemän-

geln, zu kurzgekommen zu
sein, undnennenimPrinzip
dieselben Punkte wie die
LehrerInnen.
Selbstverständlich haben

die Eltern das Recht, über
wichtige Belangeihrer Kinder
informiert zu werden. Bisher
hatten die Eltern keinerlei
Rechte. Jetzt ist das Lehrper-
sonal gesetzlich dazu ver-
pflichtet, den Eltern Rede und
Antwort zu stehen. Viele Leh-
rer haben das ohnehin schon

gemacht - nur fehlte bisher
die Rechtsgrundlage.
Die Schulleitung wird in

Luxemburg vom Großher-
zog ernannt. Warum hat
man nicht die Chance
für mehr Demokratie er-
griffen undlässt die Direk-
tion auf einer Art Gesamt-
schulkonferenz wählen -
ähnlich wie das in Finn-
land oder Deutschland ge-
schieht?
Staatsbeamte, die verant-

wortliche Posten bekleiden,
werden nun mal traditionell
vomGroßherzogernannt. Das
sieht das Gesetz so vor. Zu-
dem meine ich, dass das Mi-
nisteriumin schwierigen Per-
sonalfragen eine Handhabe
haben muss. Konferenzen
können eine Meinung vertre-
ten, aber sie solltenin dieser
Sache nicht entscheiden.
Ausdrücklich imEntwurf

vorgesehen ist die Evalua-
tion des Unterrichts. Heißt
das, jetzt werden auch die
Leistungen der LehrerInnen
geprüft und nicht nur die
derSchülerInnen?
Die Evaluation der Schüler-

leistungenist vorrangig. Dafür
haben wir auf der 5e und 9e
standardisierte Tests einge-
führt. Was wir ganz besti mmt
nicht machen werden, ist ei-
ne Hitparade der besten
Schulen- und wir machen sie
erst recht nicht publik. Das
ist ungesund. Man kann eine
Schule nicht mit anderen ver-
gleichen.
Andere Länder könnenes

offensichtlich doch: Finn-
landzumBeispiel.
Wir sind hier aber nicht in

Finnland. Dort müssen die
Lehrer 32 Stunden in der
Schule anwesend sein. Sie un-
terrichten größere Klassen,
sind schlechter bezahlt - und
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sindtrotzdemgut angesehen.
Das ist historisch so gewach-
sen und ganz anders als hier
in Luxemburg. Der Vergleich
hinkt daher. Ich will kein Ran-
king der Schulen, aber die
Schulen werden sich einem
nationalen Durchschnitt stel-
len müssen. Wenn sich Ano-
malien zeigen, geht die rote
Alarmleuchte an, und man
wird sich Fragen stellen müs-
sen. Dann gibt es vielleicht
manchmal Erklärungen, die
etwas mit dem Lehrpersonal
zutun haben, etwa wenn eine
Lehrerin i m Mutterschaftsur-
laub ist und es Schwierigkei-
ten mit der Vertretung gibt.
Der Fehler liegt dann aber
nicht i m System, sondern an
denkonkretenUmständenvor
Ort.
Angesichts Ihres erklär-

ten Ziels, die Qualität des
Unterrichts zu verbessern,
wäre dieverpflichtende Wei-
terbildung für die Lehrer-
schaft nicht ein Muss?
Zur Verteidigungder Lehrer

muss ich sagen: Viele nutzen
das Weiterbildungsangebot.
Seitdemwir das Angebot ver-
bessert, es viel mehr auf die
Bedürfnisse der Lehrer und
der Schule zugeschnitten ha-
ben, sind die Teilnehmerzah-
lenspürbar gestiegen. Der Ge-
setzentwurf schließt aber
gleichwohl nicht aus, dass
Lehrer zur Weiterbildung ver-
pflichtend werdenkönnen.
Pisa hat gezeigt: Das lu-

xemburgische Schulsystem
bereitet seine SchülerIn-
nen nicht ausreichend vor.
Als Hauptgrund für das
schlechte Abschneiden wer-
den die besonderen Sprach-
anforderungen genannt.
Trotzdemfehlt es weiterhin
anfundierten Analysen zur
sprachlichen Kompetenz.

Wir haben eine entsprechen-
de Studie i m Grundschulbe-
reich zusammen mit Frank-
reich und England gemacht.
I mErgebnis waren die Unter-
schiede nicht zugroß. Es gibt
zahlreiche Hinweise darauf,
dass nicht nur der kulturelle
Hintergrund die Lernleistun-
gen der Schüler beeinflusst,
sonderninsbesondere der so-
ziale Hintergrund eine wichti-
ge Rolle spielt. Nicht-luxem-
burgische Kinder stammen
oft aus Familien, in denen El-
tern eine geringe Schulbil-
dung haben. Man muss diese
beiden Faktoren auseinander
halten. Leider können wir i m
sozioökonomischen Milieu
nicht intervenieren, bei der
Sprache hingegenschon. Des-
halbsoll ja auchschonin der
Spielschule Luxemburgisch
gelehrt werden.
In Ihrem Basisgesetz zur

Schule steht, dass Schüle-
rInnen, die nur Deutsch
oder Französisch sprechen,
nicht aufs Classique dür-
fen. Werdendamit bestehen-
de Ungleichheiteninsbeson-
dere sozial schwacher
und ausländischer Schü-
lerInnen nicht erst recht
zementiert?
Nein. Wer bei unseinklassi-

sches Gymnasium besuchen
will, muss die Landesspra-
chen beherrschen. Und die
sindnun mal Deutsch, Franzö-
sisch und Luxemburgisch.
Kinder, die grundsätzlich die-
se Voraussetzungen mitbrin-
gen, aber in Deutsch zu
schwach sind, können in "Al-
lemand pour étrangers"-Klas-
sen ihre Sprachkenntnisse
aufbessern. Es wird aber kein
Bac bi's auf Deutsch oder
Französisch geben. Das ist
eine politische Entschei-
dung, an der man nicht rüt-
telnsollte.
Der Genfer Bildungsex-

perte Walo Hutmacher hat
einmal gesagt, für die Pisa-
Verlierersei es wichtig, sich
konkrete Bildungsziele für
die Zukunft zu setzen. Wie
lautenIhre?
Schule muss einer großen

Mehrheit eine Qualifikation
mit auf den Weg geben. Das
ist mein Ziel. Damit meineich
nicht nur ein Zeugnis- dasist
selbstverständlichauch wich-
tig -, sondern eine Qualifika-
tion, die es den Jugendlichen
ermöglicht, sichals vollwerti-
ges Mitglied in dieser Gesell-
schaft einzubringen.
Was heißt "eine große

Mehrheit"?
Ich nenne nur ungern Zah-

len. Unsere Quote bei Schü-
lern, die die Schule erfolg-
reichabschließen, liegt bei et-
wa 80 Prozent. Das ist nicht
schlecht, wenn man weiß,
dass ohnehin rund zehn Pro-
zent aus mentalen Gründen
einenAbschluss nicht schafft.
Dann bleiben noch zehn Pro-
zent - und davon hätte ich
gerne einengroßen Teil quali-
fiziert, ganz besonders dieso-
zial Schwachen.

Das Gesprächführte
Ines Kurschat.


